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Zusammenfassung Der Ausbau der Stromtrassen ist ein zentrales Element der
deutschen Energiewende. Die Forschung weiß aber noch wenig darüber, inwieweit
dieses Politikfeld durch Parteiendifferenz strukturiert wird. Insbesondere über die
lokale Ebene gibt es noch wenig Forschung. Der Beitrag formuliert zwei Hypo-
thesen. Der ersten Hypothese zufolge sind lokale Parteipositionen zum Stromnetz-
ausbau die selben Positionen wie die Positionen der Landesverbände. Die zweite
Hypothese vermutet, dass durch unterschiedliche Betroffenheit lokale parteipoliti-
sche Akteure von den Positionen ihrer Landesverbände abweichen. Ein Vergleich
von zwölf niedersächsischen Landkreisen unterstützt Hypothese 2. Parteipolitische
Akteure in Landkreisen, die vom Stromexport profitieren, betonen systematisch die
positiven Aspekte des Stromnetzausbaus und verschweigen kritische Aspekte. Bei
Akteuren in reinen Transit-Landkreisen ist es umgekehrt. Der Beitrag zeigt daher,
dass Parteiendifferenz in der Umweltpolitik in hohemMaße kontextabhängig ist. Auf
lokaler Ebene – die für die Umsetzung von Umweltpolitik bedeutsam ist – können
Parteipräferenzen systematisch von den Präferenzen höherer Ebenen abweichen.
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Electricity grid construction in Germany: Coherent partisan ideology
or cleavage along local economic interests?

Abstract The construction of new transmission grids for electricity is central for the
German Energiewende. However, we know little about partisan differences in this
policy field. Particularly the local level is under-researched. This article develops
two hypotheses: According to the first, local parties have the same preferences as
their federal state parties. According to the second, local parties diverge from the
positions of their “higher” party organizations, based on their economic situation. An
analysis of twelve districts in Lower Saxony supports hypothesis 2. Parties in districts
that profit from exporting electricity emphasize the benefits of electricity grids.
Conversely, parties in mere transit districts emphasize the downsides of electricity
grid construction. The article thus shows that partisan differences in environmental
policy are context-dependent. On the local level—that may be important for the
actual implementation of policies—party preferences may systematically diverge
from of higher-level party preferences.

Keywords Partisan differences · Local politics · Environmental policy · Party
preferences

1 Einleitung

Die Energiewende im Bereich Strom ist ein zentrales Projekt der deutschen Poli-
tik an der Schnittstelle von Umwelt- und Wirtschaftspolitik (Radtke und Kersting
2018). Um die Transformation zu erneuerbaren Energien zu bewältigen, ist der Bau
zahlreicher Stromtrassen geplant.

An der Planung der Stromtrassen sind alle Ebenen des deutschen Mehrebenensys-
tems beteiligt: Die Bedarfsplanung liegt beim Bund. Raumordnung und Planfeststel-
lung erfolgen je nach Bedeutung der Trasse entweder durch die Bundesnetzagentur
oder die Bundesländer (Steinbach 2013). Letztlich gebaut werden die Trassen auf
dem Gebiet von Kommunen.

Die Forschung zeigt, dass sich die Parteien auf Bundesebene relativ einig über
den Ausbau der Stromnetze sind, dass aber ihre Landesverbände ihre Präferenzen
von regionalen ökonomischen Gegebenheiten leiten lassen (Fink et al. 2019). Par-
teien aus Bundesländern, die vom Stromexport profitieren, sind für den Netzausbau,
Parteien aus Transit-Bundesländern sind dagegen – unabhängig von der Position der
Bundespartei.

Die bisherige Forschung lässt die unterste Ebene des deutschen Mehrebenen-
systems außer Acht. Kommunalpolitik galt lange Zeit als wenig von Parteipolitik
geprägt (Holtmann et al. 2017, S. 124–144). Diese Sichtweise ist aber weitgehend
widerlegt. Zahlreiche Studien zeigen, dass lokale Parteien unterschiedliche Präfe-
renzen haben, und sich diese Präferenzen auf Policies auswirken (Debus et al. 2012;
Gross und Jankowski 2020a). Für das vorliegende Politikfeld wissen wir zwar, dass
lokale Parteien in den Konflikten um Stromtrassen eine zentrale Rolle spielen (Mes-
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singer-Zimmer und Zilles 2016), aber noch wenig darüber, wie sich ihre Präferenzen
erklären lassen.

An dieser Forschungslücke setzt dieser Beitrag an. Er untersucht, ob sich die Prä-
ferenzen deutscher Parteien auf lokaler Ebene durch ideologische Homogenität mit
dem Landesverband oder durch lokale ökonomische Gegebenheiten erklären lassen.
Die erste Hypothese folgt dem Argument der „kurzen Leine“ (Müller 2013). Diesem
Argument zufolge haben Parteien ein Interesse an einem homogenen ideologischen
Bild nach außen. Die zweite Hypothese vermutet, dass Parteien Anreize haben, ihre
Programmatik an lokale Gegebenheiten anzupassen, um Wähler*innen anzuziehen
(Bräuninger und Debus 2012). Beide Hypothesen wurden bisher anhand der Bezie-
hung von Bundesparteien zu ihren Landesverbänden getestet, sind aber analog auf
andere Ebenen anwendbar.

Der Beitrag testet beide Hypothesen anhand einer Untersuchung niedersächsi-
scher Kreisverbände und Landtagsabgeordneter. Niedersachsen ist quasi eine Bun-
desrepublik im Kleinen. Die Regionen im Norden, die vom Ausbau der Windkraft
profitieren, haben ein Interesse am Ausbau der Stromnetze, umWindstrom verkaufen
zu können; die Regionen im Süden tragen die politischen Kosten der bei den Bür-
ger*innen unbeliebten Stromleitungen, ohne den ökonomischen Nutzen zu haben.
Daher vergleicht dieser Artikel die Positionen von Kreisverbänden und Landtagsab-
geordneten von CDU, SPD und Grünen aus nord- und südniedersächsischen Kreisen.
Die Frage ist, ob die lokalen Akteure ihren Landesverbänden folgen (Hypothese 1),
oder ob die Akteure in Südniedersachsen kritischer gegenüber dem Stromnetzausbau
sind (Hypothese 2).

Das Ergebnis ist, dass sich eher Hypothese 2 bestätigt. Zwar finden sich keine
Kreisverbände und kein Mitglied des Landtages, die der offiziellen Linie der Land-
tagswahlprogramme widersprechen. Allerdings findet sich ein systematisches Mus-
ter der Betonung von Positionen. Die Landesverbände haben in ihren Programmen
meist abwägende Positionen zum Ausbau der Stromnetze – grundsätzlich befürwor-
tend, aber mit Einschränkungen und unter Bedingungen. Die lokalen Akteure heben
selektiv entweder die Befürwortung des Netzausbaus oder die Einschränkungen und
Bedingungen hervor, je nach dem, ob sie in Nord- oder Südniedersachsen ange-
siedelt sind. Es zeigt sich also keine Parteiendifferenz, sondern eine Dominanz der
regionalen Kontexteffekte (Fink et al. 2019).

Damit trägt unser Beitrag zu drei Debatten bei. Erstens zeigt unser Ergebnis, dass
der Ausbau der deutschen Stromnetze schwer zu koordinieren ist (Benz 2019; Ohl-
horst et al. 2013). Die übliche Vermutung ist, dass Parteien Koordinierung über die
Ebenen hinweg leisten – z.B. dass „die SPD“ über alle Ebenen des Mehrebenensys-
tems hinweg die selben Präferenzen hat. Dies ist aber nicht der Fall. Es ist möglich,
dass eine Partei im Bund, in einem Bundesland und in einem Kreis die Mehrheit
hat, und es dennoch zwischen diesen drei Ebenen zu Konflikten über Stromleitungen
kommt. Zweitens zeigt unser Ergebnis ein Politikfeld, in dem die deutschen Parteien
nur wenig hierarchisch funktionieren, sondern es Bruchlinien zwischen den Ebenen
gibt (Detterbeck und Renzsch 2003; Stecker 2015). Eine offene Frage ist, inwieweit
dies an den Spezifika des Politikfeldes liegt – insbesondere der klaren geographi-
schen Zurechenbarkeit von Kosten und Nutzen der Policy (siehe auch Lindloff et al.
2017). Drittens mahnt unser Beitrag für die Frage der Parteiendifferenz in der Um-
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weltpolitik dazu, die unteren Ebenen im deutschen Mehrebenensystem in den Fokus
zu nehmen (Töller 2017). Allein die Tatsache, dass eine Parteiendifferenz auf Bun-
desebene besteht, bedeutet nicht, dass diese Differenz auch auf den unteren Ebenen
des Mehrebenensystems besteht. Das ist wichtig, wenn die Verantwortung für die
Implementation von Umweltpolitiken – die letztlich für die Wirkung der Policies
zentral ist – bei den unteren Ebenen liegt.

Der Artikel gliedert sich in fünf Abschnitte. Nach der Einleitung schildert der
zweite Abschnitt das Politikfeld Stromnetzausbau. Abschnitt 3 diskutiert das theo-
retische Argument. Abschnitt 4 beschreibt das Forschungsdesign und die Datenbasis.
Abschnitt 5 enthält die empirische Analyse, Abschnitt 6 fasst zusammen.

2 Das Politikfeld: Der Ausbau der deutschen Stromnetze

Der Ausbau der deutschen Stromnetze ist eine Policy an der Schnittstelle von
Energie-, Umwelt- und Wirtschaftspolitik.

Er ist Teil der Energiepolitik, da sein Ziel ist, die Energiewende hin zu erneuerba-
ren Energien zu ermöglichen. Die politischen Weichenstellungen der Energiewende
begünstigen eine Strategie, die darauf beruht, den deutschen Strombedarf durch an
der Küste produzierten Windstrom zu decken (Funcke und Bauknecht 2016). Um
diesen Windstrom in die industriellen Zentren in Süddeutschland zu transportieren,
ist ein Ausbau der Übertragungsnetze notwendig (Steinbach 2013).

Er betrifft aber auch die Umweltpolitik. Einerseits – dies ist die Position vieler
bundespolitischer Akteure – ist der Ausbau der Stromnetze notwendig, um den Über-
gang zu erneuerbaren Energien zu bewältigen, und daher umweltpolitisch positiv.
Andererseits – diese Position wird stärker, je näher die Akteure an den konkre-
ten Stromleitungen sind – sind Stromleitungen große Infrastrukturen mit negativen
Folgen für die Umwelt, beispielsweise dem großräumigen Zerschneiden von Le-
bensräumen.

Last but not least hat der Stromnetzausbau wirtschaftspolitische Implikationen.
Je nach dem, in welcher Form er vorangeht, begünstigt er einige wirtschaftliche
Akteure und benachteiligt andere (beispielsweise die Eigentümer*innen von Wind-
parks; Landwirt*innen, über deren Land die Trassen verlaufen; Tourismusregionen,
die Einbußen befürchten etc.).

In diesem Spannungsfeld bewegen sich die Parteien. Sie müssen sich zum Ausbau
der Stromnetze positionieren. Dies bezieht sich sowohl auf die „große“ Frage, ob
man den Ausbau der Stromnetze befürwortet, als auch auf Fragen der Ausgestaltung:
Befürwortet man die (teuren) Erdkabel? Welche Trasse wird gewählt? Will man sie
durch Gegenden führen, die wenig Infrastruktur haben, oder sie mit bestehenden
Infrastrukturen bündeln? Welche energie-, umwelt- und wirtschaftspolitischen Im-
plikationen haben die Entscheidungen? Und für Akteure mit Wiederwahlmotivation
entscheidend: Wie reagieren die Wähler*innen auf die Vorschläge?

Aus der Komplexität dieser Abwägungen ergibt sich, dass sich die Positionen
der Parteien zum Ausbau der Stromnetze kaum a priori bestimmen lassen. Die öko-
nomische links-rechts-Achse des Parteienwettbewerbs ist für die Umweltpolitik nur
begrenzt aussagekräftig (Carter 2013); aber auch die für die Umweltpolitik übli-
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cherweise aussagekräftigere Materialismus-Postmaterialismus-Dimension ist wenig
hilfreich, da nicht klar ist, ob die Umweltauswirkungen des Stromnetzausbaus po-
sitiv sind (als Teil der Energiewende), oder die Kosten für die Umwelt als zu hoch
erachtet werden (als großes Infrastrukturprojekt).

Eine Position zum Stromnetzausbau müssen die deutschen Parteien auf allen
Ebenen finden. Auf der Bundesebene hat der Gesetzgeber mit dem Energieleitungs-
ausbaugesetz (EnLAG), dem Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) und dem Netzaus-
baubeschleunigungsgesetz (NABEG) die grundlegenden Rechtsakte erlassen. Die
Bundesebene – hier vor allem die Bundesnetzagentur – koordiniert die Bedarfspla-
nung für die Stromnetze. Außerdem führt die Bundesnetzagentur für bundesweit
bedeutsame Trassen das Raumplanungs- und Planfeststellungsverfahren durch, kon-
kretisiert also den Verlauf der Stromtrassen bis zum Bau (Steinbach 2013).

Die Bundesländer sind ebenso wichtig wie die Bundesebene. Sie liefern die Daten
zum Ausbau erneuerbarer Energien, auf deren Basis die Bedarfsfeststellung durch-
geführt wird (Fink und Koch 2016). Außerdem sind sie für die Raumplanung und
Planfeststellung vieler Trassen zuständig und können Entscheidungen über Verlauf
und Ausführung treffen (Steinbach 2013).

Die Landkreise haben keine formale Rolle beim Bau der Stromnetze, ihre infor-
melle Rolle ist aber bedeutsam. Zunächst können sie an den Beteiligungsverfahren
auf den oberen Ebenen teilnehmen und ihre Expertise einspeisen (Fink und Ruf-
fing 2018, 2019). Außerdem sind kommunale Akteure zentral für lokale Proteste
(Messinger-Zimmer und Zilles 2016; Vogeler und Bandelow 2016). Zwar sind hier
auch Bürgerinitiativen wichtige Akteure, aber wie sich die lokale Politik positioniert,
kann für den Erfolg von Bürgerinitiativen entscheidend sein (Reusswig et al. 2016).

Zusammenfassend ist der Ausbau der deutschen Stromnetze ein Politikfeld, das
parteipolitische Akteure auf allen Ebenen des deutschen Systems zwingt, sich zu po-
sitionieren. Der nächste Abschnitt entwickelt zwei theoretische Argumente darüber,
wie diese Positionierung geschehen kann.

3 Das theoretische Argument: Einheitliche Parteipräferenzen im
Mehrebenensystem oder Dominanz lokaler Interessen?

Die Präferenzen der lokalen Parteien im deutschen System sind lange Zeit nicht
beforscht worden. Dies liegt zum Teil an der These, auf lokaler Ebene gebe es
kaum Parteipolitik (Holtmann et al. 2017, S. 124), zum Teil an der schlechten
Datenverfügbarkeit. Beide Hindernisse sind aber im Schwinden begriffen. Auf der
einen Seite zeigen immer mehr Studien, dass auf lokaler Ebene programmatischer
Parteienwettbewerb stattfindet (Holtkamp et al. 2015; Kersting und Schneider 2016),
und dass die Präferenzen lokaler Parteien einen Unterschied für Koalitionen oder
Policies machen (Debus et al. 2012; Schammann 2015). Auf der anderen Seite
bietet das Local Manifestos Projekt einen Datenkorpus, der für deutsche Großstädte
Volltexte der Wahlprogramme bereitstellt (Gross und Jankowski 2020a, b).

Der vorliegende Beitrag beforscht die Frage der Parteiendifferenz nicht direkt,
sondern transformiert sie in eine Frage der vertikalen Übereinstimmung von Par-
teipositionen im Mehrebenensystem. Für uns ist die Frage zentral, wie die Position
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lokaler deutscher Parteien und parteipolitischer Akteure im Vergleich zu ihren Lan-
desverbänden ist. Diese Frage ist analog zur Frage, wie groß der Spielraum der
Landesverbände in Relation zu ihren Bundesparteien ist. Hier gibt es zwei Thesen.

Die erste Hypothese betrachtet Parteien als Top-down-Organisationen und sieht
„niedrigere“ Parteiuntergliederungen als Agenten der darüberliegenden Parteiebene
(Müller 2013). Das Argument ist, dass in Mehrebenensystemen wesentliche Aufga-
ben von Bund, Ländern und Gemeinden erfüllt werden, und es für Wähler*innen
nicht klar ersichtlich ist, wer agiert (Däubler et al. 2018). Für das deutsche Sys-
tem trifft dieses Argument zu: Für Wähler*innen ist nicht klar erkennbar, ob die
Gemeinde oder der Landkreis ihnen als selbst handelnde Akteure gegenübertreten,
oder sie nur im Auftrag des Bundes oder des Landes handeln. Die Zuschreibung
von politischer Verantwortung ist damit erschwert. Wähler*innen könnten Parteien
bei Landtagswahlen für Policies bestrafen, die auf lokaler Ebene entstanden sind,
und umgekehrt. Für Parteien bedeutet dies, dass sie einen Anreiz haben, einheitliche
ideologische Profile zu wahren. Wenn die Positionen einer Partei im Mehrebenen-
system zu heterogen werden – wenn die Wähler*innen z.B. keine Übereinstimmung
zwischen der lokalen CDU und der CDU auf Landesebene sehen – besteht die Ge-
fahr, dass diese Partei in den Wahlen abgestraft wird (Müller 2013). Somit haben
die Landesverbände einen Anreiz, „ihre“ lokalen Untergliederungen auf Linie zu
halten.

Für unsere Untersuchung bedeutet das, dass die Positionen der Landesverbände
und die Positionen lokaler Parteien und politischer Akteure zum Netzausbau über-
einstimmen sollten. Dies ist sowohl für das kohärente Bild der Parteien, als auch aus
Sicht des Politikfeldes sinnvoll: Eine SPD, die auf Landesebene regiert und Strom-
netze ausbauen will, hat beispielsweise wenig Interesse daran, dass ihre eigenen
lokalen Politiker*innen Teil von Protestkoalitionen gegen Stromtrassen sind.

Hypothese 1 Die Position deutscher lokaler Parteien zum Ausbau der Stromnetze
entspricht der Position ihres jeweiligen Landesverbandes.

Die zweite Hypothese sieht Parteien weniger hierarchisch und vermutet, dass es aus
Gründen des vote seeking rational sein kann, sich an lokale Wähler*innenpräferen-
zen anzupassen (Bräuninger und Debus 2012). Dieser Hypothese zufolge sollten
homogene Präferenzen zwischen lokalen Parteien und Landesverbänden dann auf-
treten, wenn die Wähler*innenpräferenzen innerhalb eines Landes homogen sind.
Wenn es sich aber aus Wiederwahlgründen lohnt, auf lokale Präferenzen einzuge-
hen (z.B. weil sich die Präferenzen zwischen städtischen und ländlichen Regionen
unterscheiden), dann ist es für Parteien rational, den lokalen Parteien Spielraum zu
geben, um auf diese Präferenzen zu reagieren.

Für das vorliegende Politikfeld sind solche unterschiedlichen Präferenzen wahr-
scheinlich. Der Stromnetzausbau betrifft eine erste Gruppe von Landkreisen nicht,
da keine Trasse in ihrer Nähe geplant wird (dies ist aus dem Netzentwicklungsplan
(ÜNB 2017) abzusehen). Eine zweite Gruppe von Landkreisen hat ein Interesse da-
ran, dass Stromtrassen gebaut werden, da sie zu den Produzenten von Windstrom
gehören. Da Strom schlecht gespeichert werden kann, ist es für diese Regionen
essenziell, dass Stromtrassen den Strom in die Verbrauchszentren liefern. Jede Ki-

K



Der Ausbau der deutschen Stromnetze: Kohärente Parteienideologie oder Sollbruchstelle... 623

lowattstunde Strom, die nicht vom Netz aufgenommen werden kann, ist für diese
Regionen entgangener monetärer Gewinn. Eine dritte Gruppe von Landkreisen sind
die Verlierer des Netzausbaus. Stromtrassen sind im Elektorat unpopulär, weil sie
Landschaften zerschneiden, den Wert von Immobilien bedrohen, und als Gesund-
heitsgefahr gesehen werden (Mueller et al. 2019a).1 Dies fällt vor allem dann ins
Gewicht, wenn diesen elektoralen Kosten kein ökonomischer Nutzen vor Ort gegen-
übersteht. Wir könnten also lokal unterschiedliche Präferenzen der Wähler*innen
haben, die sich in unterschiedlichen Positionen der Parteien niederschlagen. Je nach
dem, wie stark eine Region vom Netzausbau profitiert, sollten sich die lokalen Par-
teien für oder gegen den Netzausbau positionieren.

Hypothese 2 Die Position deutscher lokaler Parteien zum Ausbau der Stromnetze
wird dadurch bestimmt, inwieweit ihre Region vom Stromnetzausbau ökonomisch
profitiert.

Diese Hypothese lässt sich in zwei Unterhypothesen spezifizieren. Wie bereits disku-
tiert, könnte die ökonomische Lage zu zwei Positionen führen: Parteien aus Kreisen,
die vom Stromnetzausbau profitieren, sollten sich für den Ausbau positionieren. Par-
teien aus Kreisen, die nicht profitieren, sollten sich gegen den Ausbau positionieren.2

Hypothese 2.1 Parteien aus Kreisen, die vom Stromnetzausbau ökonomisch pro-
fitieren, weil sie Windstrom exportieren, sind für den Stromnetzausbau.

Hypothese 2.2 Parteien aus Kreisen, die vom Stromnetzausbau nicht profitieren,
sind gegen den Stromnetzausbau.

3.1 Design und Methode: Vergleich niedersächsischer lokaler Parteien und
Repräsentant*innen

Um die Hypothesen zu testen ist es nötig, die Präferenzen von Parteien zum Strom-
netzausbau zu erheben, in einem Vergleich von Regionen, die vom Stromnetzausbau
profitieren mit Regionen, die die politischen Kosten des Stromnetzausbaus tragen.
Die sinnvolle Einheit für einen solchen Vergleich sind dabei Landkreise. Diese kön-
nen bereits anhand der Landkarten der Bedarfsplanung (ÜNB 2017) erkennen, ob
sie potenziell betroffen sind.

Als ideales Bundesland für einen solchen Vergleich bietet sich Niedersachsen
an. Das Flächenland reicht von der Nordseeküste über die norddeutsche Tiefebene
bis nach Hessen und Thüringen im Süden. Niedersachsen insgesamt profitiert vom

1 Dies korrespondiert mit dem gut bestätigten Befund, dass Befragte zwar meist die Energiewende an sich
befürworten, aber lokale Projekte ablehnen (Batel und Devine-Wright 2015; Mueller et al. 2019a, b). Wenn
also gerade das lokale Projekt der Outcome des Interesses für Wähler*innen ist, dann sollten sie sich auch
für die Position ihrer lokalen Parteien vor Ort interessieren. Empirisch zeigt sich spezifisch in einer Studie
zum Netzausbau in Niedersachsen, dass die Menschen an Entscheidungen beteiligt werden wollen, und
dass sie Kommunalpolitiker*innen mehr vertrauen als Landespolitiker*innen (Schweizer-Ries 2010).
2 Alternativ könnte es für Parteien aus letzteren Kreisen auch einfach kein salientes Thema sein und sie
positionieren sich nicht.
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Abb. 1 Installierte Windenergieleistung in MW pro Landkreis. (Quelle Marktstammdatenregister der
BNetzA, https://www.marktstammdatenregister.de Stichtag 03.07.2020. Erfasst sind alle Windenergieanla-
gen auf dem Gebiet des Landkreises. In diesen Daten nicht enthalten sind Offshore-Windparks, die separat
in den „Clustern Nordsee“ geführt werden)

Zubau an Windenergie und benötigt Stromnetze, um den Windstrom abzutranspor-
tieren. Dementsprechend stehen die niedersächsischen Landeverbände aller Parteien
dem Netzausbau positiver gegenüber als die Landesverbände ihrer Schwester-Par-
teien in anderen Bundesländern (Fink et al. 2019).

Allerdings ist Niedersachsen dank seiner Größe und Lage eine Bundesrepublik
im Kleinen. Die Kreise an der Küste im Norden des Landes profitieren vom Aus-
bau der Windkraft und produzieren Windstrom, den sie exportieren wollen. Wenn
Hypothese 2.1 zutrifft, müssten hier parteipolitische Akteure zu finden sein, die
dem Netzausbau positiv gegenüberstehen. Für sie ist beispielsweise die SüdLink
Stromtrasse von großer Bedeutung, die Windstrom von der Nordseeküste in die
süddeutschen Verbrauchszentren bringen soll. Die Landkreise im Süden des Landes
dagegen haben kaumWindkraftkapazitäten. Sie sind aber Transitregionen. Qua ihrer
geographischen Lage muss die SüdLink-Trasse bei ihnen vorbeikommen, ohne dass
sie selbst davon profitieren.3

Innerhalb Niedersachsens haben wir sechs Landkreise aus dem Süden (Goslar,
Göttingen, Hameln-Pyrmont, Hildesheim, Holzminden, Northeim) und aus dem Nor-
den (Aurich, Cuxhaven, Emden, Friesland, Wesermarsch, Wittmund) ausgewählt.
Abb. 1 zeigt, dass die nördlichen Landkreise viel Windstrom produzieren, die süd-

3 Selbst wenn diese Kreise Strom für den Export produzieren würden: Die SüdLink Trasse ist technisch
so ausgelegt, dass eine Einspeisung vom Strom „zwischendurch“ nicht möglich ist.
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lichen Landkreise dagegen nicht.4 Aber nicht nur die Windstromproduktion ist in
den nördlichen Landkreisen stark, sie sind auch Standort wichtiger Unternehmen
der Windenergiebranche, wie beispielsweise Enercon aus Aurich.5

Sollte Hypothese 2 zutreffen, müssten sich die lokalen Parteien aus den nördlichen
Landkreisen für den Ausbau der Stromnetze positionieren, die lokalen Parteien aus
den südlichen Landkreisen eher dagegen.

Aus Kenntnis der Konflikte des Politikfeldes (Fink und Ruffing 2019) kann eine
Eingrenzung erfolgen, welche Themen von Parteien angesprochen werden könnten.

Die Nennung von zwei Themen deutet auf eine Position pro Netzausbau hin.
Dies ist erstens die Beschleunigung des Netzausbaus, um die Energiewende nicht
weiter zu verzögern. Zweitens ist dies der Verweis auf das ökonomische Potenzial
der Windkraft für den Export und die Stromversorgung ganz Deutschlands.

Vier Themen dagegen signalisieren Positionen gegen den Netzausbau. Erstens
kann die Windkraft auch als dezentrales Modell betont werden, demzufolge sie dazu
dienen kann, den lokalen Strombedarf zu decken (wofür weniger Übertragungsnet-
ze notwendig wären). Zweitens kann darauf hingewiesen werden, bei Entscheidun-
gen über den Netzausbau stärker die Bürger*innen zu beteiligen. Drittens kann die
Forderung geäußert werden, Stromtrassen als Erdkabel zu verlegen. Viertens kön-
nen spezifische Trassen kritisiert werden, wie beispielsweise die für Niedersachsen
wichtige Trasse SüdLink.

Der Zeitraum der Untersuchung ist von 2009 bis 2020. Im Jahr 2009 kam das
Thema Stromnetzausbau durch das dritte Energiemarktpaket und den Erlass des
EnLAG auf die Agenda der deutschen Politik. Ab 2009 konnte das Thema also auch
potenziell auf die Agenda lokaler Parteien kommen (Fink et al. 2019, S. 147).

Die Auswahl der Parteien beschränkt sich auf CDU, SPD und Grüne. Bei diesen
Parteien erwarten wir am wahrscheinlichsten eine Positionierung zum Netzausbau:
CDU und SPD, weil sie als catch-all parties zu allen Politikfeldern eine Aussage
machen müssen, bei den Grünen, weil Energie- und Umweltpolitik zu ihrem Mar-
kenkern gehört. Die vierte Partei, die im Untersuchungszeitraum durchgehend im
Landtag vertreten ist, ist die FDP6: Auch sie wäre ein interessanter Fall. In ihren
Wahlprogrammen wendet sie sich einerseits gegen den Ausbau der Windenergie, an-
dererseits befürwortet sie aber den Ausbau der Stromnetze.7 In der Summe sind aber

4 Siehe auch https://www.umwelt.niedersachsen.de/download/155141/Energiewendebericht_2019.pdf für
eine Aufschlüsselung auf Gemeindebene.
5 Aurich galt zwischenzeitlich durch die Gewerbesteuereinnahmen durch Enercon als eine der reichs-
ten Kleinstädte Deutschlands, https://www.deutschlandfunkkultur.de/flaute-in-der-windenergiebranche-
stellenabbau-bei-enercon.1001.de.html?dram:article_id=466356.
6 Die Linkspartei war 2008–2013 im Landtag, die AfD ist seit 2017 vertreten. Bei beiden Parteien tritt so-
mit neben die generell lückenhafte Quellenlage auf der lokalen Ebene die geringe Zahl von Abgeordneten,
über die sich Material finden ließe.
7 „Der ungezügelte Ausbau der Windenergie muss beendet werden. Der rot-grüne Windenergieerlass muss
in seiner auf rücksichtslosen Ausbau zielenden Fassung wieder außer Kraft gesetzt werden.“ „Auch in
Niedersachsen bestehen bereits Netzengpässe. Daher muss der Ausbau der Stromnetze und die Entwick-
lung technisch wirksamer sowie wirtschaftlich sinnvoller Stromspeichersysteme vorangetrieben werden.“
Beide Aussagen stammen aus dem Wahlprogramm der Freien Demokraten zur Landtagswahl in Nieder-
sachsen 2017, https://landesverband-niedersachsen.stage.universum.com/sites/default/files/2019-11/FDP-
Niedersachsen-Landtagswahlprogramm-2017_0.pdf.
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von der FDP zu wenig lokale Parteiprogramme auffindbar, und auch die Zahl der
Abgeordneten im Landtag ist zu gering, um dieses Defizit durch Rückgriff auf Akti-
vitäten der Abgeordneten auszugleichen (siehe unten für die empirische Strategie).8

Zur Erhebung der Parteipositionen wäre eine Kodierung von Wahlprogrammen
ideal (Eder et al. 2017). Leider sind die Daten des Local Manifesto Projektes (LMP)
nur für Großstädte vorhanden (Gross und Jankowski 2020b). Der Ausbau der Strom-
netze betrifft aber ländliche Regionen, durch die Trassen führen, oder die viel Fläche
haben, um Windstrom zu produzieren. Von den untersuchten Landkreisen hat nur
die Stadt Göttingen mehr als 100.000 Einwohner und ist in den LMP Daten ent-
halten. Für die anderen Landkreise konnten nicht für alle Parteien Wahlprogramme
gefunden werden (siehe den Anhang für eine Übersicht über das Material).

Der Artikel verfolgt daher eine zweischrittige Strategie, um eine empirische Sätti-
gung zu erhalten. In einem ersten Schritt werden Wahlprogramme von Kreisverbän-
den aus den zwölf Kreisen manuell daraufhin ausgewertet, zu welchen Unterthemen
des Stromnetzausbaus sie welche Positionen enthalten.9 Ergänzend dazu werden
Pressemitteilungen der Kreisverbände ausgewertet.

In einem zweiten Schritt werden die Positionen der lokalen Landtagsabgeordne-
ten ermittelt. Dieser Schritt ist begründungsbedürftig, könnten Landtagsabgeordnete
doch auch als Repräsentanten ihrer Partei gesehen werden, denen wenig Spielraum
bleibt, lokale Präferenzen zu verfolgen. Fruchtbarer ist es aber, Abgeordnete als
Agenten mehrerer Prinzipale zu konzeptualisieren: Sie sind sowohl Agenten ihrer
lokalen Wähler*innen als auch ihrer Parteien (Geese und Schwemmer 2019). Zwar
herrscht bei den Abstimmungen Fraktionsdisziplin, aber bei „weicheren“ Formen
der Selbstpräsentation wie der Wahl der Ausschusszugehörigkeit (Manow 2012,
S. 69–74) oder bei parlamentarischen Fragen (Zittel et al. 2019) können Abgeord-
nete von geographisch definierten Präferenzen geleitet werden. Als vote-seeking
Akteure nehmen sie Präferenzen ihres Elektorates auf und signalisieren ihre Posi-
tionen. Daher dienen für unsere Untersuchung die Webseiten der Abgeordneten als
Datengrundlage, ihre Pressemitteilungen, mit denen sie saliente Themen ihrer Agen-
da betonen können (Huber et al. 2020; Meyer und Wagner 2020), und außerdem
ihre parlamentarische Aktivität in Form von Redebeiträgen und Anfragen.

Nicht alle Landtagsabgeordneten äußern sich zu Fragen des Netzausbaus und der
Energiewende (siehe Tabelle A1 im Anhang). Dennoch finden sich ausreichend Ab-
geordnete sowohl in Nord- als auch in Südniedersachsen, die sich zum Netzausbau
verorten (siehe Tabelle A2 im Anhang für eine Übersicht über das Material). Dabei
zeigt sich ein kein klares Muster, dass sich an Mandatstypen oder der Regierung/
Opposition-Trennlinie festmachen ließe: Sowohl Abgeordnete der Regierungspar-
teien als auch der Opposition, sowohl Listenkandidat*innen als auch Direktkandi-
dat*innen äußern sich.

8 Auch für die Linke und die AfD finden sich kaum Positionen, die Seiten der Kreisverbände sind oft
nicht vorhanden oder schlecht gepflegt. Der Anhang legt unser gesamtes Datenmaterial offen, und zeigt
die Lücken bei AfD, Linkspartei und FDP.
9 Landkreise haben keine formellen Kompetenzen beim Stromnetzausbau, sie sind aber betroffen. Die
Forschung zeigt, dass sich lokale Akteure auch zu Themen positionieren, zu denen sie keine Kompetenzen
haben (Gross und Krauss 2019).
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In der Summe kann unser Design keinen vollkommen parallelisierten Vergleich
leisten, der sich auf eine Sorte von Daten der Quelle stützt. Zu unterschiedlich ist das
Kommunikationsverhalten der Abgeordneten und der Kreisverbände. Wir erreichen
aber eine empirische Sättigung durch die Vielzahl an Material, die es uns erlaubt, ein
Bild der Positionen lokaler Parteien und lokaler Repräsentant*innen zu gewinnen.

4 Empirische Analyse

Die empirische Analyse soll herausarbeiten, wie die Positionen der lokalen partei-
politischen Akteure zum Ausbau der Stromnetze sind. Dabei ist die Analyse nach
Parteien – CDU, SPD, Grüne – gegliedert. Innerhalb der Parteien sind die nord- und
südniedersächsischen Akteure kontrastiert.

Um Hypothese 1 zu bewerten – die vermutet, dass die Position der lokalen Par-
teien der Position ihrer Landesverbände entspricht – ist es nötig, die Positionen
der Landesverbände darzustellen.10 Die CDU Niedersachsen hat drei Positionen
zum Netzausbau: Sie sieht erstens erneuerbare Energien als „tragende Säule des
Energiesystems“11, wofür zweitens ein Ausbau der Stromnetze nötig sei.12 Sie be-
vorzugt drittens die Erdverkabelung.13 Die SPD Niedersachsen artikuliert erstens
die Notwendigkeit eines schnellen Netzausbaus: „Der Ausbau der Stromtrassen
muss mit dem Ausbau der Erneuerbaren Energien Schritt halten. Nur dann kann
die in Windkraftanlagen auf Land und See erzeugte Energie verlässlich genutzt
werden. Deshalb bedeutet der Aufbau einer modernen und wettbewerbsfähigen
Energieinfrastruktur eine große industrie- und umweltpolitische Chance für Nie-
dersachsen. [...] Der Netzausbau dient zu einem grossen Teil der Versorgung ande-
rer Bundesländer.“14 Sie nennt zweitens Transparenz und Bürgerbeteiligung bei der
Planung als wichtige Ziele.15 Interessant ist drittens, dass die Forderung nach Erd-
kabeln im SPD-Wahlprogramm 2013 enthalten ist, 2017 aber nicht mehr. Die Grü-
nen Niedersachsen versuchen ebenfalls, eine Abwägung in ihrem Parteiprogramm
darzustellen. Sie sagen erstens „Die Netzinfrastruktur darf kein Flaschenhals der
Energiewende sein.“16, setzen sich dabei aber zweitens für Erdkabel ein.17 Drittens
bevorzugen sie dezentrale Stromproduktion „um möglichst viele Übertragungsnetz-

10 Für sich alleinstehend wirken alle folgenden Positionen sehr abgewogen und „mittig“. Im Vergleich mit
anderen Landesverbänden sind es aber Parteiprogramme, die den Netzausbau befürworten. Beispielsweise
hatte die CDU Thüringen zu dieser Zeit in ihrem Programm „Wir wollen zusätzliche Stromtrassen durch
Thüringen verhindern.“.
11 CDU Niedersachsen, Wahlprogramm 2013.
12 CDU Niedersachsen Wahlprogramm 2017.
13 CDU Niedersachsen Wahlprogramm 2013 und 2017.
14 SPD Niedersachsen Wahlprogramm 2013.
15 SPD Niedersachsen Wahlprogramm 2013 und 2017.
16 Grüne Niedersachsen Wahlprogramm 2017.
17 Grüne Niedersachsen Wahlprogramm 2013 und 2017.
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trassen einzusparen“, und argumentieren viertens: „Mehr Akzeptanz gibt es nur
durch intensive und frühzeitige Beteiligung der Bürger*innen“.18

Falls Hypothese 1 zutrifft, sollten sich die Positionen der Landesverbände auch
in den lokalen Parteipositionen wiederfinden. Falls dagegen Hypothese 2 zutrifft,
sollten lokale Akteure systematisch von den Positionen der Landesverbände abwei-
chen.

Bei den CDU-Kreisverbänden in den nordniedersächsischen Landkreisen fällt
zunächst auf, dass die kritischen Punkte zum Netzausbau nicht in Programmen und
Pressemitteilungen vorkommen. Gerade das Fehlen der Forderung nach Erdverka-
belung ist markant. Vielmehr wird die wirtschaftliche Bedeutung der Windenergie
und ihr ökonomisches Potenzial für die Landkreise herausgestellt. Dies zeigt eine
Pressemitteilug der CDU Aurich zur Kommunalwahl von 2016: „Auf Windkraftener-
gie als starken Wirtschaftsfaktor können und wollen wir nicht verzichten“.19 Auch
die CDU Wesermarsch sieht „klimafreundlich erzeugten Strom [...] mittelfristig als
Standortvorteil für energieintensive Betriebe im Landkreis“.20

Auch die Landtagsabgeordneten der CDU in den nordniedersächsischen Kreisen
befürworten den Netzausbau. Bereits im Jahr 2012 sagte Björn Thümler, Abgeord-
neter des Kreises Wesermarsch – damals als Abgeordneter der Regierungskoalition:
„Wenn es uns gelingt das enorme Potenzial der Offshore-Energie auszuschöpfen,
wird auch die Umstellung auf eine ökologische Energieversorgung erfolgreich sein.
Dafür muss beim Netzausbau dringend ein Gang hoch geschaltet werden“.21 Im Jahr
2016 saß Thümler mit der CDU in der Opposition und vertrat immer noch die sel-
be Position: Er übte Kritik an der rot-grünen Landesregierung hinsichtlich des zu
langsamen Netzausbaus, Niedersachsen „droht [...] seine Vorreiterrolle bei der Ener-
giewende einzubüßen“.22 In Verbindung mit der Forderung nach einem schnelleren
Netzausbau wird außerdem das wirtschaftliche Potenzial eines weiteren Ausbaus
der Windenergie betont.23,24

Die CDU-Kreisverbände in den südniedersächsischen Kreisen sprechen dagegen
den Netzausbau kritisch an. Dies wird zwar nicht mit dem Versuch verbunden,
sich pauschal gegen den Ausbau zu äußern, die lokalen Parteien beanspruchen aber
für sich, die Sorgen der Bevölkerung zu artikulieren. Dies ist oftmals verbunden
mit Kritik an der Vorgehensweise des Netzbetreibers TenneT. So meldet die CDU
Northeim im März 2019 in einer Pressemitteilung dass „die Netzbetreiber selbst für
ein Stocken des Netzausbaus [sorgen], indem sie den Weg des größten Widerstands

18 Grüne Niedersachsen Wahlprogramm 2017.
19 https://www.cduaurich.de/lokal_1_2_216_Pressemitteilung-zur-Kommunalwahl-2016.html.
20 https://www.cdu-wesermarsch.de/files/kreistagswahl_2016_wahlprogramm3.pdf.
21 https://cdu-niedersachsen.de/thumler-benotigen-beim-netzausbau-koordinierte-entscheidungen-auf-
bundesebene-niedersachsische-und-bremische-cdu-fraktionen-stellen-positionspapier-zur-windenergie-
vor/.
22 https://www.cdu-fraktion-niedersachsen.de/presse/thuemler-rot-gruene-landesregierung-hat-
netzausbau-verschlafen/.
23 https://celleheute.de/thumler-windenergie-bringt-neue-jobs-nach-niedersachsen.
24 https://www.thiemo-roehler.de/app/download/17039516396/Newsletter+November+2019.pdf?t=
1589390396.
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gehen.“25 Gerade die kreispolitische Ebene dürfe dabei nicht die Verantwortung
von sich weisen, sondern solle „die Sorgen der Betroffenen im Blick haben und im
Sinne des Schutzes von Mensch und Natur handeln und zusätzlichen Raumverbrauch
möglichst verhindern“. Wenn Windenergie angesprochen wird, geht es weniger um
den Export von Windstrom, sondern um die lokale Versorgung. Die CDU Göttingen
betont daher: „Die Stadt und der Landkreis können dazu beitragen, dass [...] der
Umstieg auf die lokale und dezentrale Energieversorgung gelingt.“26

Bei den CDU-Landtagsabgeordneten aus südniedersächsischen Landkreisen sind
es vor allem Uwe Schünemann aus Holzminden sowie Otto Deppmeyer und Petra
Joumaah aus Hameln-Pyrmont, die den Streckenverlaufsplan für SüdLink in ihren
Wahlkreisen kritisieren. Sie richten als Oppositionspolitiker*innen Vorwürfe an die
rot-grüne Landesregierung der Legislaturperiode 2013–2017, die sich nicht ausrei-
chend in die Planung einbringe. Um den Genehmigungsprozess für die Stromtrassen
zu beschleunigen, hatte die Bundesregierung den Landesbehörden die Kompetenzen
für diesen Bereich entzogen.27 Der Landesregierung blieb somit lediglich die Op-
tion, einen nicht bindenden Vorschlag an die Bundesnetzagentur zu richten. Dazu
forderte die CDU-Fraktion im Landtag sie auf. Schünemann bezieht sich hierbei in
einer Pressemitteilung auf die Bedenken der Anwohner*innen im Landkreis. Diese
seien „zutiefst verunsichert und fordern zu Recht die Unterstützung der Landesregie-
rung“. Diese drücke sich vor ihrer Verantwortung, für ein „transparentes Verfahren
und die Offenlegung aller Kriterien zu sorgen“28. Ebenso betrachten auch Joumaah
und Deppmeyer den geplanten Trassenverlauf durch ihren Wahlkreis als ungeeignet.
„Warum das Landwirtschaftsministerium die Prüfung eines Trassenverlaufs in der
Nähe von Bad Münder und Hameln anstrebt [...] bleibt vollkommen unklar.“29

Für die CDU zeigt sich, dass Kreistagsverbände und Landtagsabgeordneten – je
nach geographischer Lage – eher die positiven oder die negativen Aspekte des
Netzausbaus betonen.

Bei der SPD in den nordniedersächsischen Landkreisen ist die Datenlage schlecht.
Es war lediglich möglich, das Kreiswahlprogramm der SPD Wesermarsch und der
SPD Aurich von 2016 ausfindig zu machen. Außerdem bezieht sich nur die SPDWe-
sermarsch auf erneuerbare Energien im Allgemeinen und nicht auf den Netzausbau
an sich. Nach der SPD Wesermarsch gehört die Windenergie zum Landkreis und der
Ausbau und die Förderung regenerativer Energien soll verstärkt werden.30

Dafür finden sich Aussagen der SPD-Landtagsabgeordneten der nordniedersäch-
sischen Kreise. Sie sind bezüglich des Netzausbaus zurückhaltender als die der
CDU. Es müsse nach Olaf Lies, Abgeordneter des Kreises Friesland und seit 2017
niedersächsischer Umweltminister, „Mit dem Ausbau der Windenergie [...] der Netz-

25 https://www.cdu-northeim.de/lokal_1_2_425_CDU-sieht-Suedlink-mit-Sorge.html.
26 Kreiswahlprogramm der CDU Göttingen 2011 (LMP).
27 Man beachte hier den Kontrast zu ihrem Parteifreund Björn Thümler aus Nordniedersachsen, der ebe-
falls von der Oppositionsbank aus der Landesregierung vorwirft, dass der Netzausbau zu langsam vonstat-
ten gehe.
28 https://www.uwe-schuenemann.de/lokal_1_2_53_PRESSEMITTEILUNG--Suedlink.html.
29 https://www.weserbergland-nachrichten.de/hameln-pyrmont/6635-2015-02-26-07-53-40.
30 https://www.spd-wesermarsch.de/wp-content/uploads/sites/631/2018/06/Wahlprogramm.pdf.
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ausbau einhergehen“.31 Dabei bezeichnet er SüdLink als „eine wichtige Schlagader
für die Versorgung der Republik mit erneuerbarer Energie“.32 Dennoch sieht er Nie-
dersachsen überproportional vom Netzausbaumaßnahmen betroffen, daher müssten
„im niedersächsischen Verlauf weiterhin möglichst alle Belange berücksichtigt und
Konflikte möglichst vermieden werden“.33,34 Neben Lies äußern sich keine ande-
ren SPD-Landtagsabgeordneten zum Netzausbau. Im Mittelpunkt steht vielmehr der
Ausbau der Windenergie zur Sicherung von Arbeitsplätzen und als Erfolgsfaktor der
Energiewende.35,36

Ebenso wie bei der CDU finden sich bei den südniedersächsischen SPD-Ver-
bänden deutlich mehr kritische Aussagen zum Netzausbau. In ihrem Programm
zur Kommunalwahl 2016 befürwortet die SPD Göttingen den Ausbau erneuerba-
rer Energien und betont dabei die Anforderungen an Vereinbarkeit mit Natur- und
Landschaftsschutz sowie die Bedürfnisse der Bevölkerung.37 Windstrom ist für diese
Kreisverbände kein Exportgut. Wenn er angesprochen wird, geht es um die dezentra-
le Versorgung für den Eigenbedarf. Die SPDGöttingen „[verfolgt daher] das Ziel der
dezentralen Versorgung aus erneuerbaren Energien mit Augenmaß unter Beteiligung
der Bürger*innen und Bürger“.38 In Bezug auf SüdLink äußern die Kreisverbände
der SPD ähnliche Kritik an TenneT wie die CDU – so bringt zum Beispiel die SPD
Northeim in ihrem Wahlprogramm ihre grundsätzliche Akzeptanz für das Projekt
zum Ausdruck, aber verbunden mit der Forderung nach einer vollständigen Erd-
verkabelung. „Im Schulterschluss mit den Bürgerinitiativen“ warnt die SPD, dass
„wer erneut überflüssige Konflikte zu Gunsten der großen Stromversorger provoziert,
auch mit der 380 KV-Leitung scheitern [wird]“.39 Auch die SPD Holzminden merkt
2011 in ihrem Wahlprogramm an, dass der Schutz des Landschaftsbildes Priorität
habe und Stromkabel unter die Erde gehörten.40 Dieser Aspekt wird insbesondere
von der SPD Hameln-Pyrmont aufgenommen. Ab 2014 strebte TenneT an, von der
geplanten Strecke westwärts abzuweichen, wovon unter anderem das für den Tou-
rismus bedeutsame Weserbergland in Hameln-Pyrmont und Holzminden betroffen

31 https://w3.windmesse.de/windenergie/pm/33831-land-niedersachsen-bundesland-rede-landtag-
umweltminister-olaf-lies-windkraftausbau-kritik-akzeptanz-spaltung-bevolkerung-anwohner-netzausbau-
klimawandel.
32 https://www.haz.de/Nachrichten/Der-Norden/Niedersachsen-Das-ist-der-aktuelle-Stand-bei-der-
Suedlink-Stromtrasse.
33 https://www.neuepresse.de/Hannover/Meine-Stadt/Suedlink-Trasse-soll-doch-an-Hannover-
vorbeifuehren.
34 https://www.nwzonline.de/wirtschaft/weser-ems/wilhelmshaven-hannover-netzausbau-in-
niedersachsen-das-sagt-minister-lies-zur-neuen-stromautobahn_a_50,5,2124367977.html.
35 https://www.cnv-medien.de/news/spd-landtagspolitiker-vorstoss-bei-offshore-wichtig-fuer-region.
html.
36 https://www.matthias-arends.de/2019/11/19/matthias-arends-rueckenwind-fuer-onshore-wind/.
37 https://spd-ub-goettingen.de/uploads/ha_ub_goettingen/kreiswahlprogramm_2016_a4_download.pdf.
38 ebd.
39 Kreiswahlprogramm 2016 der SPD Northeim, Download unter https://spd-kreistagsfraktion-northeim.
de/informationen.
40 https://spd-unterbezirk-holzminden.de/leitlinien-sozialdemokratischer-kreispolitik-2011-2016.
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war.41 Diese Änderung war für die Bürger*innen in Hameln-Pyrmont nicht akzep-
tabel und stieß dementsprechend auf Widerstand bei sämtlichen Parteien. Ein auf
dem SPD-Unterbezirksparteitag 2015 beschlossener Antrag aus dem Kreisverband
Hameln-Pyrmont lautet daher, dass die Trassenführung durch das Weserbergland
„absolut nicht nachvollziehbar sei“.42 Der Entwurf von TenneT sei zu unkonkret,
lasse Fragen zu alternativen Trassenkorridoren offen und vernachlässige Umwelt-
auswirkungen. Die lokalen Proteste führten zum Erfolg, als auf Bundesebene Ende
2015 der Beschluss zur priorisierten Erdverkabelung verabschiedet wurde. Knapp
ein Jahr später revidierte TenneT zudem den „Westschwenk“. Die SPDHameln-Pyr-
mont konstatiert daher in ihrem Wahlprogramm von 2016, „dass sich gemeinsames
Kämpfen gegen Eingriffe in den Naturpark Weserbergland lohnt“.43

Die Forderung nach Erdkabeln von fast allen südniedersächsischen SPD-Verbän-
den ist um so interessanter, als diese Forderung im Landtagswahlprogramm 2017
der SPD nicht mehr vorhanden ist. Dies ist einerseits erklärlich, weil die Möglich-
keit der Erdverkabelung auf Bundesebene 2015 verankert wurde – die Landes-SPD
muss dies also nicht mehr fordern. Andererseits ist es ein Thema, mit dem durch
bloße NennungWähler*innenstimmen gewonnen werden könnten, und die Kreisver-
bände der SPD nutzen diese Forderung weiterhin, um mit Responsivität auf lokale
Probleme Stimmen zu generieren.

Interessant gestaltet sich das Verhältnis zwischen den südniedersächsischen SPD-
Landtagsabgeordneten und der Landesregierung zwischen 2013 und 2017, zu deren
Mehrheitsfraktionen die Abgeordneten gehörten. Diese stehen in einem Loyalitäts-
konflikt zwischen den Interessen ihrer Wähler*innen im Wahlkreis und denen der
Landesregierung. Es findet sich wenig Material, welches auf eine konkrete Äuße-
rung zu den Gegebenheiten im eigenen Wahlkreis in Opposition zu den Positionen
der Landesregierung hindeutet. Ein Beispiel zeigt sich jedoch im Falle des SPD-
Abgeordneten Ulrich Watermann aus Hameln-Pyrmont, der als Gemeinderatsmit-
glied in Bad Pyrmont 2014 eine parteiübergreifende Resolution des Rates gegen
den Westschwenk durch das Weserbergland unterstützte und sein Unverständnis
über diese Entscheidung bekundete.44 Hier ist die Dringlichkeit zu erkennen, mit der
Parteipolitiker*innen im Kreis Hameln-Pyrmont unabhängig von der Position ihres
Landesverbandes im Interesse der Wähler*innen eine Gefährdung ihrer Tourismus-
branche verhindern wollen.

Auch bei den Grünen-Kreisverbänden in den nordniedersächsischen Landkreisen
fällt auf, dass sie von den Positionen des Landesverbandes diejenigen betonen, die
einen Ausbau der Stromnetze fordern, aber wenig zu den kritischen Aspekten sagen.
Die Grünen Cuxhaven benennen die Notwendigkeit des Netzausbaus: „[...] müssen

41 Ein Grund für diese Entscheidung war mutmaßlich, dass Nordrhein-Westfalen, anders als die nieder-
sächsische Landesregierung, keine Mindestabstände zu Wohngebieten für neue Stromtrassen vorgegeben
hat.
42 https://spd-hameln-pyrmont.de/uploads/spdUnterbezirkHamelnPyrmont/antr__ge_und_
personalvorschl__ge_2015.pdf.
43 https://spd-hameln-pyrmont.de/unser-wahlprogramm-2016.
44 https://www.dewezet.de/region/themendossiers/suedlink-dossier_artikel,-kein-westschwenk-durchs-
weserbergland-_arid,621052.html (Paywall).
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die landseitigen Stromnetze weiter modernisiert und ausgebaut werden“.45 Dagegen
finden sich in den Programmen der Grünen häufig Verweise auf die ökonomischen
Potenziale der Windkraft. So ist es den Grünen Wittmund und Wesermarsch ein
Anliegen, bestehende Windkraftanlagen zu erneuern und aufzurüsten.46,47

Für die Landtagsabgeordneten der Grünen in Nordniedersachsen lassen sich kei-
ne Positionen bezüglich des Netzausbaus feststellen. Zum einen gibt es nur zwei
grüne Abgeordnete in den nördlichen Wahlkreisen und zum anderen widmen sich
diese dem Thema Netzausbau nicht. Eva Viehoff, Abgeordnete für den Wahlkreis
Unterweser vertritt aber passend für ihre Region die Forderung nach einem Ausbau
der Windenergie, um Arbeitsplätze zu erhalten und den Klimaschutz zu fördern.48

Die Grünen in den südniedersächsischen Landkreisen reihen sich mit ihren For-
derungen in die Positionen der CDU und der SPD in Südniedersachsen ein. Auch
bei ihnen steht Windenergie als dezentrale Stromversorgung im Vordergrund. Sollte
es nicht anders möglich sein, unterstützen die Grünen auch den Ausbau der Übertra-
gungsnetze. So sprechen sich die die Grünen Göttingen 2016 in ihrem Kreiswahlpro-
gramm für dezentralen Windenergieausbau aus, verbunden mit einer Befürwortung
des Netzausbaus an sich.49 Die Grünen Northeim und Hameln-Pyrmont setzen sich
ebenfalls für dezentrale Energieerzeugung ein, „sollten dennoch Höchstspannungs-
leitungen benötigt werden, gehören sie unter die Erde“.50 Insbesondere der Verband
im Kreis Holzminden hebt zusätzlich im Kreiswahlprogramm 2016 hervor, dass der
Natur- und Artenschutz nicht durch den Stromnetzausbau gefährdet werden darf,
welcher unter „maximaler Bürgerbeteiligung“ durchzuführen sei.51 Auch die Kritik
am Netzbetreiber TenneT setzt sich bei den Grünen fort und wird inHameln-Pyrmont
im Zusammenhang mit dem Westschwenk artikuliert: SüdLink „bedarf Transparenz,
Bürgerbeteiligung und eine nachhaltige Planung und [darf] nicht durch kurzfristige
Gewinninteressen beeinflusst werden“.52

Bei den südniedersächsischen grünen Landtagsabgeordneten ist interessant, dass
sie im Untersuchungszeitraum Regierungsverantwortung hatten. Der Göttinger Ab-
geordnete Stefan Wenzel war 2013–2017 Landesumweltminister. Es ist folglich an-
zunehmen, dass seine Rolle als Landespolitiker überwiegt. So lehnte er 2013 eine
Erdverkabelung der Stromtrasse Wahle-Mecklar trotz entsprechender Forderung von

45 https://www.cux-gruene.de/98_Umwelt___Energie.php?kurztext_ausklappen=374#kurztext_98_
bausteine_3_374.
46 https://gruene-wittmund.de/wp-content/uploads/2016/09/Wahlgr%c3%b6nsnack2016-
LandkreisWittmund.pdf.
47 https://www.gruene-wesermarsch.de/userspace/NS/wesermarsch/KREISWAHLPROGRAMM-Gesamt-
2016.pdf.
48 https://www.eva-viehoff.de/presse/meldung/energiewende-blockade-muss-beendet-werden.html.
49 https://www.gruene-goettingen.de/userspace/NS/kv_goettingen/Homepage/KW-2016/Landkreis-
Wahlprogramm_01.pdf.
50 https://www.gruene-northeim-einbeck.de/userspace/NS/northeim_einbeck/Kommunalwahlen_2016/
Kreistagswahlprogramm_2016.pdf.
51 Kreiswahlprogramm der Grünen Holzminden, zu finden unter https://www.gruene-holzminden.de/
home/.
52 https://www.gruene-hameln-pyrmont.de/wp-content/uploads/2014/12/PositionSuedlink_Gruene-HMP.
pdf.
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Bürgerinitiativen ab.53 Der damalige Agrarminister Christian Meyer aus Holzminden
setzte sich bereits seit 2011 für die Erdverkabelung ein.54 Auf den Antrag der CDU-
Fraktion, die rot-grüne Landesregierung zur Formulierung eines eigenen Strecken-
verlaufsvorschlags für SüdLink aufzufordern, spielte Meyer den Ball an die Partei
zurück: „Ich hoffe, dass Sie, liebe CDU, auch beim Bund dafür sorgen, dass es dort
weiter Möglichkeiten für Teilerdverkabelung zum Schutz von Mensch und Umwelt
gibt“.55

In der Summe ergibt sich daher ein aussagekräftiges Muster, das Themenschwer-
punkte und -auslassungen zeigt (Tab. 1). Kaum einer der Kreisverbände und Ab-
geordneten nimmt die abwägenden Positionen der Landtagswahlprogramme ein.
Stattdessen werden je nach Lage in Nord- oder Südniedersachsen die Punkte betont,
die den Netzausbau unterstützen oder ihn kritisch sehen. Dabei ist von Bedeutung
nicht nur was die lokalen Akteure sagen, sondern auch, welche Punkte sie nicht
ansprechen (die instruktiven leeren Felder in der Tabelle). Die Parteien der nordnie-
dersächsischen Kreise üben kaum Kritik am Ausbau der Stromnetze und erheben
auch keine Forderung nach Erdverkabelung. Stattdessen betonen über alle drei Par-
teien hinweg die lokalen Vertreter*innen die wirtschaftliche Bedeutung der Wind-
energie als Exportgut. Dazu passt, dass Abgeordneten der nordniedersächsischen
Kreise einen schnellen Netzausbau fordern.

Die Parteien in den südniedersächsischen Landkreisen äußern sich hingegen deut-
lich häufiger zu den kritischen Punkten des Stromnetzausbaus. Vor allem SPD und
Grüne fordern Erdkabel. Außerdem findet sich hier über alle Parteien hinweg Kritik
am Netzausbauprojekt SüdLink. Mit unterschiedlichen Schwerpunkten, aber insge-
samt ähnlich, kritisieren CDU, SPD undGrüne das Vorgehen des Netzbetreibers Ten-
neT, fordern die Erdverkabelung der Trasse und mehr Beteiligung der Bevölkerung.
Die Grünen bekennen sich dabei am klarsten zur grundsätzlichen Unterstützung des
Netzausbaus. Bei den Landtagsabgeordneten aus Südniedersachsen finden sich we-
niger Aussagen zum Netzausbau als von den Kreisverbänden. Die Abgeordneten der
zu diesem Zeitpunkt oppositionellen CDU nutzen ihr Mandat, um die Bedürfnisse
der Anwohner*innen zu formulieren. Bei der SPD findet sich abgesehen von der
Resolution des Rates der Stadt Bad Pyrmont, an der der Abgeordnete Watermann
mitwirkte, kaum Material. Die Positionen der Grünen Abgeordneten aus Südnie-
dersachsen entsprechen denen der Landesregierung, da sowohl Stephan Wenzel aus
Göttingen als auch Christian Meyer aus Holzminden Ministerposten innehatten.

Zusammenfassend lässt sich daher H1 nicht bestätigen. Die Positionen der loka-
len parteipolitischen Akteure sind kein Abbild der Positionen der Landesverbände.
Auch H2 lässt sich in der formulierten Schärfe nicht bestätigen: Es gibt keine klare
Trennung, derzufolge nordniedersächsische Parteien den Netzausbau befürworten,
und südniedersächsische Parteien ihn ablehnen. Es zeigt sich aber eine Akzentuie-
rung der Positionen: Über alle Parteien hinweg schweigen die nordniedersächsischen
Parteien zu den kritischen Aspekten des Netzausbaus. Die südniedersächsischen

53 https://www.energate-messenger.de/news/137689/landesumweltminister-lobt-tennet (Paywall).
54 https://www.christian-meyer-gruene.de/presse/meldung/rede-christian-meyer-zur-akt-stunde-der-cdu-
niedersachsen-macht-den-weg-frei-fuer-den-netzausbau.html.
55 https://www.landtag-niedersachsen.de/parlamentsdokumente/steno/17_wp/endber050.pdf (S. 4648).
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Parteien nennen zwar oft die Notwendigkeit des Netzausbaus, sie betonen aber die
kritischen Aspekte. Außerdem stehen zwei unterschiedliche Ideen über die Rolle
von Windstrom hinter den Positionen der lokalen Akteure: Für die Akteure aus
Nordniedersachsen ist Windstrom ein Exportgut, das Stromtrassen nötig macht; für
die Akteure aus Südniedersachsen ist Windstrom eine Möglichkeit der dezentralen
Stromversorgung, die Stromtrassen überflüssig macht. In der Summe gibt es daher
Evidenz für H2.2, weniger aber für H2.1.

5 Zusammenfassung und Diskussion

Der vorliegende Beitrag hatte zum Ziel herauszuarbeiten, ob lokale parteipolitische
Akteure im Politikfeld Stromnetzausbau der Linie ihrer Landesverbände folgen (Hy-
pothese 1), oder ob sie bedingt durch ihre energiepolitische Lage davon abweichen
(Hypothese 2). Die Vermutung hinter Hypothese 2 war, dass es aus Gründen des
vote seeking rational ist, eine kritische Position zum Stromnetzausbau einzunehmen,
es sei denn, ein Landkreis profitiert vom Stromexport. Wir transformieren die über-
geordnete Frage des special issue – die der Parteiendifferenz – in eine Frage der
innerparteilichen Abweichung über die Ebenen des Mehrebenensystems hinweg.

Analysiert wurden die Hypothesen am Beispiel Niedersachsens. Niedersachsen
hat aufgrund seiner Größe und Lage sowohl Landkreise, die vom Export von Wind-
energie profitieren, als auch Landkreise, die nur als Transitgegenden dienen.

In der Summe ergeben sich Belege für Hypothese 2, wenn auch nicht in der Klar-
heit, in der die Hypothese formuliert wurde. Es finden sich keine Kreisverbände, die
der Linie ihrer Landesverbände offenkundig widersprechen. Die Kreisverbände be-
tonen von den Positionen der Landesverbände aber jene, die ihrer energiepolitischen
Lage entsprechen. Das Muster ist dabei trennscharf: Nur Landkreise im Süden Nie-
dersachsens fordern Erdkabel und kritisieren die Trasse SüdLink, nur Landkreise im
Norden Niedersachsens fordern eine Beschleunigung des Netzausbaus und nennen
Windstrom als Exportfaktor.

Dieses Ergebnis trägt zu einigen Debatten bei, zeigt aber auch Lücken auf. Ers-
tens zeigt das Ergebnis, dass der Stromnetzausbau in Deutschland unter einem Ko-
ordinationsproblem leidet. Auf Bundesebene herrscht Konsens über den Ausbau
der Stromnetze, darunter liegen aber Konflikte zwischen den Bundesländern (Benz
2019; Ohlhorst et al. 2013), zwischen Landkreisen und Kommunen. Parteien als
Mehrebenenorganisationen können oder wollen diese Konflikte nicht auflösen, sie
spiegeln sie nur wider. Interessant wäre es, den umgekehrten Weg der Positions-
entwicklung zu beleuchten: Wie kommen Bundesparteien oder Landesverbände zu
Positionen, gegeben die große Heterogenität ihrer regionalen Einheiten?

Zweitens unterstützt unser Beitrag eine Sichtweise auf Parteien als lose gekoppelte
Organisationen in denen territoriale Interessen eine Rolle spielen (Stecker 2015).
Lokale Parteipositionen sind nicht Kopien der Bundesparteipositionen (Debus und
Gross 2015, S. 836; Gross und Jankowski 2020a, S. 81). Im Politikfeld Netzausbau
kann das durch die Spezifika des Politikfeldes – extrem unterschiedliche lokale
Betroffenheit – begründet sein (Töller 2017). In diesem Sinne ist die Frage für
das Politikfeld, inwieweit es Parteien gelingt, regional unterschiedliche Interessen
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– die durch Faktoren wie Not-in-my-backyard (NIMBY) Argumente bestimmt sind
(Lindloff et al. 2017) – wieder zu integrieren.

Drittens ist unser Ergebnis für die Parteiendifferenztheorie eine Mahnung, Par-
teiendifferenz in Relation zur politischen Ebene zu sehen. Parteiendifferenzen auf
Bundesebene sind nicht notwendigerweise auch auf Landes- oder regionaler Ebene
vorhanden. Dies ist von Bedeutung, da in Mehrebenensystemen oft die Implementa-
tionskompetenz auf die Ebenen verteilt ist. Eine Parteiendifferenz auf Bundesebene
kann bei der Implementation wieder aufgeweicht werden; umgekehrt bedeutet ein
Fehlen von Parteienunterschieden auf Bundesebene nicht, dass keine Parteienunter-
schiede auf den implementierenden Ebenen bestehen. Parteiendifferenz ist immer
abhängig von der betrachteten Ebene.
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